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AKW-Protest

In der frühen Bonner Republik war  „Atomkraft“ 
kein Thema, das kontroverse Energie auf sich 
gezogen oder überhaupt Potential zur Lager-
bildung zwischen den im Bundestag ver-
tretenen Parteien besessen hätte. In der  zweiten 
Hälfte der 1950er Jahre wurde in der beschau-
lichen Bundeshauptstadt am Rhein zwar aufs 
heftigste über die nukleare Aufrüstung der 
Bundeswehr gestritten.1 Doch die zivile Ent-
fesselung „der Urkräfte des Atoms“ blieb, 
nachdem Anfang der 1960er Jahre der erste 
Enthusiasmus zerstoben war, ein Nischen-
thema für Wissenschaftler, Ingenieure und 
Juristen. Auch die Industrie stand, angesichts 
ungeklärter wirtschaftlicher und versiche-
rungsrechtlicher Risiken, der Kernenergie eher 
skeptisch gegenüber. „Atomzeitalter“-Utopien 
verschwanden aus dem öffentlichen Diskurs.2 
Die populärkulturell gesteigerte Angst vor der 
nuklearen Katastrophe, die sich über wiegend 
auf mili tärische Szenarien bezog, flaute 
nach der Beilegung der Kubakrise rapide ab. 
Die 68er- Bewegung ignorierte Atomängste 
 komplett.3

Nicht rechtlich, aber materiell politisch 
 gesehen waren Atomkraftwerke „Länder-
sache“. Der Bund hatte mit dem Atomgesetz, 
mit der Errichtung des Ministeriums für 
Atomfragen (später Bundesministerium für 
Forschung und Technologie, BMFT) sowie 
den verschiedenen Atomprogrammen seit 
1957 massiv in die zivil-nukleare Forschung 
investiert und so einen gesetzlichen und 
institutionellen Rahmen geschaffen.4 Indes: 
Atomkraftwerke baute die Industrie, Ge-
nehmigungsverfahren führten die  Länder 
in der Auftragsverwaltung des Bundes durch, 
Gerichte hatten oft das letzte Wort. Dem-
entsprechend hatten die Länder eine starke 
Position, so auch in Wyhl – was die deutsche 
Atompolitik grundsätzlich von der im be-
nachbarten Frankreich unterschied. Vor 1975 
 beschäftigte sich der Bundestag so gut wie  
gar nicht mit AKWs.5 Als 1968 der  Konflikt 
über den Nichtverbreitungsvertrag für Atom-
waffen hochkochte, auch weil eine Ab-
kopplung der BRD von der internationalen 
Atomforschung drohte, waren die Risiken 
der zivilen Nutzung der Kernenergie kein 
Thema.6 
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Wyhl war anfangs Kristallisationspunkt eines 
wesentlich lokal wie auch in „traditionellen“ 
Ideen des Natur- und Landschaftsschutzes 
gegründeten Anti-Atom-Protests, entfaltete 
jedoch bald überregionale mediale Ausstrah-
lung.7 Zwar waren der Platzbesetzung ver-
gleichbare Aktionen im benachbarten Elsass 
und in der Schweiz vorausgegangen. Dennoch 
wirkten die Akte „zivilen Ungehorsams“ im 
Wyhler Wald neuartig. Seitens der SPD, wie 
auch unter der Hand in der Unionsfraktion, gab 
man der „psychologisch ungeschickt“ agie-
renden Stuttgarter Regierung eine  Mitschuld 
für die Eskalation.8 Dennoch wurde die regie-
rende sozialliberale Koalition unter ihrem aus-
gesprochen atomenergiefreundlichen zweiten 
Kanzler, Helmut Schmidt, von der in Wyhl hoch-
kochenden „Atomfrage“ kalt erwischt. Die 
Bundesregierung hielt fehlende „sachliche 
Informationen“ über Risiken und Nutzen der 
Kernenergie für die Hauptursache des Wider-
stands. Sie reagierte mit einer teuren Aufklä-
rungs- und Informationskampagne, dem  
„Bürgerdialog Kernenergie“.9 Zugleich suchte 
sich der Bundestag mittels Anhörungen und 
der Enquete-Kommission „Zukünftige Kern-
energie-Politik“ ein besseres Bild zu machen.10

Die Kontroverse um Wyhl zeigt stellver-
tretend, wie ein einstmals „progressives“, von 
positiven Utopien und  Gleichheitshoffnungen 
begleitetes Thema innerhalb kürzester 
Zeit „regressiv“ umgedeutet werden kann. 
Die einst „neutrale“ Kernenergie wurde 
zum politischen Lackmustest: Noch um 1975 
war Gegnerschaft politisch weder „rechts“ 
noch „links“ verortet. Das änderte sich rasch. 
Angesichts des „ökologischen Schocks“ 
 (erkennbar auch in der parallel geführten 
Waldsterben-Debatte) wuchs sich Kernener-
gie zum ideologischen Spaltpilz inner halb 
der Linken aus. Verbindungen zwischen 
lokalen Initiativen und der „neuen“ Linken 
waren in Wyhl deutlich sichtbar geworden 
und bestärkten die Bonner CDU in ihrer 
 „Anti-Anti“-Haltung, während die SPD durch 
das Atomproblem vor allergrößten inner-
parteilichen Herausforderungen stand. Die 
unter Willy Brandt noch recht erfolgreiche 
 Integration der Neuen Linken stoppte. Erst 
das Ende der sozialliberalen Koalition  sorgte 
für eine „Frontbegradigung“. In der SPD 
 setzten sich die atomkritischen Stimmen 
durch, was aber den Einzug der GRÜNEN in 
den Bundestag nicht aufhalten konnte.11 
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 Bonner Hoffnungen: Von der 
sozialen Utopie zur Schließung der „Energie-
lücke“

Der Bielefelder Historiker und Pionier der 
 zivilen Nukleargeschichte in Deutschland, 
 Joachim Radkau, spricht mit Blick auf die 
1950er Jahre von der friedlichen Atomnutzung 
als einer politischen „Integrationsideologie“.12 
Die Atom-Lobby, an vorderster Stelle Deutsch-
lands führende Physiker, darunter mehrere 
Nobelpreisträger, propagierte sie als vielver-
sprechende Zukunftstechnik. Bedenken in 
der Bevölkerung, in der sich angesichts des 
gleichzeitigen nuklearen Wettrüstens Skepsis 
regte, wurden in den 1950er Jahren mit dem 
Verweis auf die „unglaublichen Chancen“ der 
Atomenergie beiseite gewischt.13 Die Führungs-
kader der deutschen Wissenschaft, allen voran 
die Autoren des sich gegen nukleare Rüstung 
richtenden „Göttinger Manifests“, machten 
sich aus recht eigennützigen Motiven für die 
zivile Nutzung der Atomenergie stark. Die 
 wissenschaftlichen Autoritäten fanden breite 
Resonanz unter den im Bonner Bundestag 
sitzenden Parteien, die sich lediglich im Grad 
ihres Enthusiasmus für die Potentiale der 
 Atomenergie unterschieden.14

Auffällig ist, dass sich Vertreter der SPD, 
die die atomare Aufrüstung der Bundeswehr 
auf schärfste bekämpften, mit besonderer 
Leidenschaftlichkeit für die zivile Nutzung 
der Atomenergie stark machten. Auf ihrem 
Münchener Parteitag 1956 hatte die SPD 
einen eigenen „Atomplan“ verabschiedet, 
leite doch die Kernenergie den „Beginn  eines 
neuen Zeitalters für die Menschheit“ ein, 
mit „Frieden und Freiheit für alle“. Mit Atom-
kraft öffne sich ein neues, gerechteres Kapitel 
der Sozialgeschichte. Sie werde sich segens-
reich auf den Wohlstand der arbeitenden 
Menschen auswirken.15 Es gehört zu den 
besonderen Aperçus der Nachkriegszeit, 
dass das Godesberger Programm, mit dem 
die SPD ihre Erneuerung als moderne, 
reform orientierte Volkspartei festzurrte und 
sich den Weg zur Macht in Bonn ebnete, in 
der Einleitung gleich im ersten Satz von der 
„Entfesselung der Urkraft des Atoms“ als der 
größten Gefahr für die Menschheit spricht, 
um dann in einem zweiten Schritt die 
Atomenergie als größter Hoffnung auf ein 
sorgenfreies Leben und „Wohlstand für alle“ 
rhapsodisch zu preisen.16

Atomwaffen sorgten in Bonn für Streit, Atom-
energie für Einheit. Es fehlte noch in den frühen 
1970er Jahren der publizistische  Rückenwind 
für nuklearkritische Perspektiven. Hatte der 
atomare Angst-Diskurs um 1962 einen  ersten 
Höhepunkt erreicht, so fürchtete sich die 
Menschheit zwar vor dem Vernichtungs-
potential der „Bombe“, aber nicht vor dem von 
Kernreaktoren. Die Gefährdungen letzterer 
wurden auch mangels besseren Wissens ver-
drängt und ausgeblendet. Vielleicht aber auch, 
weil sie näher an den Menschen waren als 
der nukleare Vernichtungskrieg.17 Hatte der 
„Kampf dem Atomtod“ Millionen auf die 
 Straßen  gebracht, so kannte die „friedliche 
 Nutzung der Kernenergie“ zwar ihre Zweifler, 
aber vor 1975 keine bundesweite Gegenbe-
wegung, jenseits regionaler Bürgerinitiativen. 
Wirtschaftliche Erwartungen wurden unter-
schiedlich beurteilt, es dominierten wissen-
schaftliche Interessen, technischer Experten-
streit wie auch Anstrengungen, die Forschung 
voranzutreiben – Fachdebatten ohne größere 
Publizität.18

Der Ölpreisschock von 1973 und die Auseinan-
dersetzungen um die „Grenzen des Wachs-
tums“ verstärkten das Interesse am Atomstrom. 
Bundesregierung und Abgeordnete sprachen 
von einer drohenden „Energielücke“, auch wenn 
diese nie eintreten sollte.19 Die hohe Abhängig-
keit von importiertem Erdöl, mit 55,4 % des 
Primärenergieverbrauchs 1972, wurde als stra-
tegische Herausforderung und wirtschaftliche 
Bedrohung ersten Grades gesehen. Hierbei 
setze der Bund neben „heimischer Kohle“ und 
Energie-Einsparungen auf Atomenergie wie auf 
sowjetisches Gas.20 Das vierte Atomprogramm 
1973 verdoppelte die für die Atomforschung zur 
Verfügung gestellten Mittel. Deutlich weniger 
wurde in die Erforschung der auch damals 
schon als Alternativen diskutierten „erneuer-
baren“ Energien wie Biotechnik, Wind- und 
Sonnenkraft investiert. Als nachrangig galt auch 
die Effizienzsteigerung von Wärmepumpen 
und anderen Antrieben, obwohl auch diese 
bereits ihre Befürworter hatten.21

Mitte der 1970er Jahre wurden im Bundes-
tag verschiedentlich die Zusammenhänge 
 zwischen der Energiekrise und den „Grenzen 
des Wachstums“ thematisiert. Das Framing 
war ein anderes als heute: Die Mehrheit der 
Abgeordneten sah wegen der Ölpreiskrise 
wie auch der Umweltdebatte Atomenergie als 
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zum ersten Mal „ein lokaler Widerstand über-
lokalen Rückhalt fand“26. In Würgassen fehlte es 
zwar an einer „aktivistischen“ Bürgerinitiative 
wie auch einer breiteren Mobilisierung außer-
halb des Gerichtssaals. Der Konflikt wurde 
vor allem auf dem Rechtsweg ausgefochten. 
Dennoch rief Würgassen kritische Nach-
fragen im Bundestag hervor, nachdem sich die 
Gegner bis zum Bundesverwaltungsgericht 
hochgeklagt und damit einen Teilerfolg erzielt 
hatten. Das Gerichtsurteil postulierte einen 
Vorrang der Sicherheit. Dennoch sah sich 
Bundes forschungsminister Klaus von Dohnanyi 
(SPD) durch das „Würgassenurteil“ bestätigt. 
Er hob in seiner Antwort auf eine parlamenta-
rische Anfrage hervor, dass die Regierung der 
Sicherheit der Bevölkerung auch bisher stets 
Priorität vor wirtschaftlichen Erwägungen 
gegeben habe.27 Würgassen wurde als eines 
der beiden ersten kommerziell betriebenen 
AKW in der BRD gebaut. Das Urteil hatte für 
alle Seiten etwas, galt aus Betreibersicht als 
Muster für ein erfolgreiches, rechtskonformes 
Genehmigungsverfahren.28 

Mittelfristig trugen die Konflikte um  Würgassen, 
die sich bis auf die höchste Ebene eines 
 Bundesgerichts zogen, wie auch die massen-
haften Einwendungen gegen weitere geplante 
AKW-Standorte dazu bei, dass sich eine 
Gegenexpertise formierte.29 Diese ging anfangs 
nicht aus den Reihen der Neuen Linken her vor, 
sondern aus dem Umfeld des Bundestags 
wie auch der nuklearen Forschung selbst. 
So stammt die „Bibel“ der Anti-AKW-Bewegung, 
der Band „Friedlich in die Katastrophe“ (1973), 
nicht von einem linken Dissidenten, sondern 
von Holger Strohm, einem ehemaligen Sach-
verständigen des Bundestags-Innenaus-
schusses.30 

Im Bundestag bildete sich eine energie-
politische Gegenexpertise heraus. Neben 
dem  SPD-Mann Bechert ist der CDU- Politiker 
 Herbert Gruhl zu nennen, dessen Buch 
„Ein Planet wird geplündert“ (1975) Furore 
 machte und der später zum Gründungs-
kreis der  GRÜNEN stieß. Die Mehrheit der 
atomar „oppo sitionellen“ Bundestagsab-
geordneten gehörte zur SPD, darunter der 
1976 mit 28 Jahren in den Bundestag 
gewählte Reinhard Ueberhorst, sowie aus 
Baden-Württemberg u.a. Liesel  Hartenstein, 
Harald B. Schäfer und der als innerpartei-
licher Hauptantagonist von Schmidt geltende 

Teil der Lösung. Erst seit 1975 wurde Kern-
energie als ökologisches Problem gerahmt. Der 
Bericht des Club of Rome, 1973 mit dem Frie-
denspreis des deutschen Buchhandels ausge-
zeichnet, wurde auch im Bundestag zitiert, 
legte aber eher noch eine Beschleunigung des 
Atomausbaus nahe.22 1974 spekulierte Bundes-
finanzminister Helmut Schmidt darüber, dass 
langfristig der Elektroantrieb rohölbasierte 
 Antriebe im Verkehr ersetzen könne, sofern aus-
reichend Atomstrom vorhanden sei. Kohle 
 könne dann als Grundstoff in der Chemie-
industrie das Erdöl ersetzen und würde nicht 
 weiter zur Stromerzeugung verbrannt. Als 
Schmidt 1974 Willy Brandt als  Regierungschef 
ablöste, hielt der „Atomkanzler“ an der Zukunfts-
technologie Kernenergie fest, betonte aber 
nach seiner Wiederwahl 1976, dass die Sicher-
heit Vorrang vor wirtschaftlichen Erwägungen 
habe und ein Ausgleich zwischen energiepoli-
tischer Notwendigkeit und „berechtigten 
 Begehren“ betroffener Bürger getroffen werden 
müsse.23

 Nutzen und Risiken: Das 
Bonner Parlament und der Anti-AKW-Protest 

Für die Bonner Politik kam es überraschend, 
als sich Mitte der 1970er Jahre der Protest 
gegen den Bau von AKWs verstärkte, der sich 
in der Erinnerung vor allem an Wyhl, aber 
auch an Brokdorf festmacht. Ein  Nischenthema 
war plötzlich in aller Munde. Lange Zeit war 
Widerstand lokal geblieben, so beim Bau eines 
Forschungsreaktors in Karlsruhe sowie beim 
geplanten BASF-AKW, das als  großstadtnahes 
Projekt mitten in der Metropolregion Rhein- 
Neckar Ende der 1960er Jahre bohrende Fragen 
nach dem Schutz der Bevölkerung aufwarf.24 
Obwohl in Karlsruhe der Bund direkt involviert 
war, sorgten diese Bauprojekte nicht für parla-
mentarischen Redebedarf. Zu den wenigen 
Skeptikern gehörte der Nuklearphysiker und 
rheinland-pfälzische SPD-Bundestagsabge-
ordnete (1957–1972) Karl Bechert, der lange den 
Bundestagsausschuss für Atomenergie und 
Wasserwirtschaft geleitet hatte. Als einsamer 
Rufer in der Wüste wurde er jedoch erst retro-
spektiv zum „Urvater“ der Anti-AKW-Bewegung 
geadelt.25

Die Lage änderte sich um 1972, als aufgrund 
von Einsprüchen gegen die Genehmigung des 
Baus des AKWs Würgassen in Ostwestfalen 
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Erhard Eppler.31 Trotzdem aber war Atom-
energiepolitik um 1975 weder „rechts“ noch 
„links“.32

Somit war seitens „etablierter“  politischer 
 Akteure eine kritische Masse an  „Gegenwissen“ 
vorhanden, als 1974/75 der Kampf  gegen 
den Bau eines AKW in Wyhl begann.33  Obwohl 
sich der Protest zunächst an den Industriali-
sierungs plänen der Stuttgarter Landesregierung 
für die Region um Freiburg und am Oberrhein 
festmachte34, hatte Wyhl für die Anti-AKW-
Bewegung bundesweite „Signalwirkung“ 
(Rucht). Diese Wirkung erzielte Wyhl aufgrund 
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eines spezifischen Protestrepertoires. Während 
an anderen geplanten AKW-Standorten Bürger-
initiativen auf dem Rechtsweg kämpften, wurde 
in Wyhl mit der aus dem Elsass abgeschauten 
Bauplatzbesetzung der Schritt zum „zivilen 
Ungehorsam“ erstmals für ein AKW konsequent 
beschritten. Das produzierte sensationelle 
 Bilder.35 Atomkritische Bundestagsabgeordnete 
wie auch Befürworter der Kernenergie sahen 
als Hauptursache der Proteste die unzu-
reichende „Farce“ des von Stuttgart durch ge-
führten Genehmigungsverfahrens. Es bedürfe 
dringend einer Verbesserung des rechtlichen 
Gehörs.36
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Matthöfer gehörte nicht zu den Hardlinern. 
Er ließ Zweifel durchblicken, nicht zuletzt 
an dem ungelösten Entsorgungsproblem, 
der berühmten „Achillesferse“ der Kern-
energie.40 Er hielt das Vorgehen der Landes-
regierung in Wyhl für desaströs. Anderer-
seits sah der aus ärmlichen Verhältnissen 
in der Ruhrarbeiterschaft aufgestiegene 
Minister in manchen Demonstrierenden 
verwöhnte „Bürgersöhnchen“. Er hingegen 
erhoffte sich von der Kernenergie Wohl-
standseffekte für die einfachen Leute. Auch 
unterstellte er den bäuerlichen Gegnern 
am Kaiserstuhl wirtschaftliche Motive und 
Egoismus.41 Zugleich bemühte er sich um 
 einen Konsens, wobei die Kritiker bezweifel-
ten, dass „es sich wirklich um eine ergebnis-
offene Angelegenheit handelte.“42 Matthöfer 
diskutierte unverdrossen mit Bürgerini-
tiativen. Am 21. Juli 1975 nahm er am viel-
stündigen Auftakt des Bürgerdialogs teil.  
Er stellte sich der Kritik und brachte sich 
immer wieder auf Podien ein.43 Man merkt 
es seinen Reden und Interviews an, dass er 
eine verantwortungsethisch abgewogene 
Entscheidung auch aus Gründen der demo-
kratischen Hygiene durchsetzen wollte. 
Aber er verstand, dass Kernenergie in ihrer 
Komplexität, auch in der Verknüpfung mit 
der „kriegerischen Vernichtungsgewalt“ der 
Atomwaffen, Ängste und Emotionen weckte.44

Die Bundesregierung stellte über drei Jahre 
15 Millionen DM für Informationsveranstal-
tungen u.a. in politischen Akademien sowie 
durch private und öffentliche Bildungsträger 
bereit.45 Sie organisierte diese Veranstaltungen 
nicht selbst, sondern zahlte Zuschüsse. Auch 
Bürgerinitiativen konnten Finanzmittel be-
antragen und taten dies auch. Zugleich brachte 
sie über die Jahre mehrere hundertausend 
 Gratisexemplare des Bandes „Kernenergie – 
eine Bürgerinformation“ (1975) unter das Volk. 
Auch ein Interview-Band mit einschlägigen 
Beiträgen des Forschungsministers („Den 
 unsterblichen Tiger am Schwanz gepackt“) 
wurde in hoher Auflage produziert. Die An-
gebote, so heißt es in einer mit viel Selbstlob 
garnierten halbseitigen Anzeige „Zwischen-
bilanz des Bürgerdialogs“, die im ganzen Land 
veröffentlicht wurde, seien „sehr stark in 
 Anspruch genommen“ worden.46 Die Aktion 
habe Neuland betreten, so der Parlamenta-
rische Staatssekretär und künftige Forschungs-
minister Volker Hauff 1977: Es gehe nicht um 

Abgeordnete beider Fraktionen rezipierten 
den straßenpolitischen  Strategiewechsel der 
Anti-AKW-Bewegung und sahen in Wyhl 
einen Wende punkt. So meinte der Herborner 
CDU- MdB Christian Lenzer, noch nie sei 
„in der artiger Form gegen ein Kernkraftwerk 
protestiert worden.“ Der Stuttgarter CDU-MdB 
und spätere Bundesverteidigungsminister 
Manfred Wörner vertrat die Filbinger-Linie, 
wonach ein Einknicken politisch gefährlich 
sei. In Wyhl entscheide sich, ob „überhaupt 
noch Atomkraftwerke gebaut werden können, 
wenn die Bevölkerung sich dagegen sträubt. 
Das heißt, wenn wir in diesem Punkte weichen, 
nachgeben, dann bedeutet das, dass in keiner 
anderen Stelle […] noch etwas erreicht werden 
kann“.37 Mitglieder der SPD-Fraktion  forderten 
eine differenzierte Vorgehensweise und  griffen  
die Regierung Filbinger an: Von den „Vor-
gängen am Oberrhein“ wisse man, dass „nackte 
Staatsgewalt oder der Versuch, diejenigen, die 
Ängste gegenüber dieser Energienutzungsart 
haben, in eine extremistische Ecke zu drängen“, 
sich als kontraproduktiv erweise. Die Bundes-
regierung müsse daran arbeiten „Kernenergie 
akzeptabel für die Bevölkerung zu machen.“38

 Aufklären statt protestieren: Die informa-
tionspolitische Gegenoffensive des Bundes

„Kernenergie akzeptabel für die Bevölkerung zu 
machen“, so lautete denn auch das Rezept, 
 mittels dessen die Bundesregierung auf den 
Protest in Wyhl reagierte. Sie führte die Ab-
lehnung primär auf Informationsdefizite zurück, 
nicht auf eine prinzipielle Gegnerschaft im 
Volk. Da in den 1970er Jahren „Partizipation“ im 
ostentativ vorgetragenen Selbstverständnis 
der SPD auch seit Brandts erster Regierungs-
erklärung 1969 hochgeschätzt wurde, initiierte 
Forschungsminister Hans Matthöfer (SPD) 
1975 einen „Bürgerdialog Kernenergie“. Die 
Bundesregierung baue ja keine Atomkraft-
werke, so Matthöfer, und sei auch nicht deren 
„Nutznießer“. Die Bürgerinitiativen hätten 
zum Problembewusstsein beigetragen. Man 
dürfe sie daher nicht „überrollen“. Doch am 
Ende müssten die „vom Volke Legitimierten“, 
sofern sie die Argumente sorgfältig abgewogen 
hätten, „nach einem breiten Willensbildungs- 
und demokratischen Entscheidungsprozess“ 
das Beschlossene auch durchsetzen: „Wozu 
brauchten wir sonst wohl eine Zentralregie-
rung?“39
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„PR“, sondern um die „umfassende Information 
der Bürger mit dem Ziel der eigenständigen 
Meinungsbildung“.47 

Ungeachtet des „aufgeklärten“, auf Partizi-
pation zielenden Ansatzes hinterließ der 
„Bürgerdialog Kernenergie“ einen schalen 
Geschmack. Er galt den Kritikern nicht als 
„Dialog“, sondern als geschickt  inszenierte 
Überzeugungsstrategie, der man sich 
ver weigern und mit allen Mitteln entgegen-
stellen müsse. Aus Sicht der AKW-Gegner 
sprachen die Polizeieinsätze eine andere 
Sprache als die Hochglanzbroschüren und 
Sonntagsreden des Forschungsministers. So 
persiflierten AKW-Gegner den  dialogischen 
Ansatz, indem sie die Worte der Anzeigen-
kampagne des BMFT, die „lebhafte Beteili-
gung am Kernenergie-Dialog“ forderte, vor 
ein Foto montierten, das behelmte und mit 
Schlagstöcken bewaffnete Polizisten im 
Clinch mit Demonstrierenden in Wyhl zeigt.48 
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Der „Bürgerdialog“ ist direkt mit der drama-
tischsten Widerstandshandlung gegen Atom-
energie überhaupt verknüpft, der Selbstver-
brennung des Ökopazifisten Hartmut Gründler, 
am Rande des SPD-Bundesparteitags am 
16. November 1977 in Hamburg. Gründler 
hatte, wie gesagt, durchaus die Aufmerksam-
keit Matthöfers erlangt, weil er seit Jahren mit 
Hungerstreiks „gegen atomare Lügen“ kämpfte, 
sich an Gandhi orientierte und sich auf das 
Widerstandsrecht im Grundgesetz berief.52 

Am Buß- und Bettag 1977 übergoss sich der 
Pastorensohn vor der evangelischen Petri-
kirche, mitten in der Hamburger Fußgänger-
zone, mit Benzin. Fünf Tage später starb er 
an seinen Verletzungen. Anders als die Selbst-
verbrennung eines weiteren protestantischen 
Christen, Oskar Brüsewitz, ein Jahr zuvor in 
der DDR, löste Gründlers Tod nur ein  blasses 
 Medienecho aus. Seine Tat wurde von der 
 Presse wie auch der Bonner Politik zwar nicht 
totgeschwiegen, aber doch weitgehend 
 ignoriert.53 Matthöfer hatte es zwar mit ihm ver-
sucht, aber der Kanzler wollte sich nicht zu 
einem Gespräch zwingen lassen und ließ es an 
jeglicher Reaktion fehlen.54 

Der radikale Atomkraftgegner Hartmut 
Gründler warf Matthöfer, der mit seinem 
ersten Gespräch im Juli 1975 direkt auf einen 
Hungerstreik Gründlers reagiert hatte und 
Zweifel und Nachdenklichkeit durchscheinen 
ließ, vor: Dialog sei ja „klug, gewissenhaft 
und nützlich“, aber er werde von Matthöfer 
unaufrichtig geführt. Die Politik missbrauche 
das „Vertrauen“, das sie im Dialog aufbauen 
wolle, weil sie den Gegenargumenten keine 
Geltung gebe.49

Der apokalyptische Tonfall radikaler AKW- 
Kritiker war sicher nicht geeignet, den „ver-
nünftig“ abwägenden Minister  umzustimmen. 
Der Bürgerdialog konnte auch deshalb keine 
Pazifizierung erreichen, weil es nicht zu dem 
geforderten Moratorium beim Ausbau der 
Atomenergie kam. Hier wollte sich die Regie-
rung nicht erpressen lassen. Bei aller „Dialog-
bereitschaft“ hielt Bonn an den energiepoli-
tischen Zielen fest. SPD, FDP und CDU/CSU 
waren im Bund und in den Ländern, bei aller 
Detailkritik etwa an der unverhältnismäßigen 
Polizeigewalt in Brokdorf und Wyhl, vom Aus-
bau des Atomstroms bis Mitte der 1980er Jahre 
mehrheitlich überzeugt. Umfragen gaben 
ihnen recht, denn die Bevölkerung insgesamt 
war, bei einem hohen Anteil von Unentschie-
denen, für Atomkraft. Nur in den betroffenen 
Regionen stieg die Ablehnung stark.50 Zu 
dieser Skepsis trug der entgegen der Vorwürfe 
von Gründler und vielen AKW-Gegnern so 
viel gescholtene „Bürgerdialog“ sogar noch bei. 
Denn er bot Kritikern eine Plattform, eröffnete 
ihnen die Möglichkeit zur Finanzierung und 
Leitung von Seminaren und verstärkte so die 
antagonistische Meinungsbildung.51 
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 Politisches Patt: Kein Konsens, auch 
im Schatten von Harrisburg und Tschernobyl

Obwohl die Ereignisse in Wyhl, Brokdorf und 
anderswo für die deutsche  Protestgeschichte 
eine hohe, auch erinnerungskulturell gefes-
tigte Bedeutung besitzen und in der  jüngsten 
Klimakrise eine Ressource und einen Orien-
tierungspunkt bieten, führten sie keine grund-
sätzliche Wende in der deutschen Atom-
politik herbei. Zwar heizte der Atom-Unfall in 
der Nähe von Harrisburg im US-Bundesstaat 
Pennsylvania am 28. März 1979 die  Debatte 
weiter an. Doch führten dieser wie auch 
andere atomare „Zwischenfälle“ nicht zu 
einem grundsätzlichen Spurwechsel. 
Dies zeigt sich an dem vielleicht wichtigsten 
Beitrag des Bundestags zur Auseinander-
setzung um die Kernenergie, die  Beratungen 
der  Enquete-Kommission „Zukünftige Kern-
energiepolitik“ 1979.55 Diese endete in 
einem Patt, mit einem viel zitierten Diktum 
als Quintessenz: „Es ist heute in breitem 
 Konsens nicht möglich, sich für oder gegen 
die langfristige Nutzung der Kernenergie 
auszusprechen.“56

Die Enquete, die von 1979 bis 1980 unter 
dem Vorsitz des SPD-Abgeordneten  Reinhard 
 Ueberhorst tagte und nach dessen Wegberu-
fung als Senator nach Berlin von  seinem Frak-
tionskollegen Harald B. Schäfer (1981 – 1983) 
geleitet wurde, erzielte einen, so  zeitgenössisch: 
„historischen Kompromiss“. Danach gebe es 
unterschiedliche Entwicklungspfade, zu der 
Atomkraft, Energiealternativen wie auch 
Energieeinsparung gehörten. Zwei Varianten 
ohne Atomstrom wurden skizziert, wobei die 
radikalste Variante in der Projektion für 2030 
prophetisch wirkt: Sie sieht keine AKWs mehr 
vor, unter der Bedingung verlangsamten Wirt-
schaftswachstums und „extremer“ Energie-
einsparung bei gleichzeitig fortgesetzter Kohle-
verstromung und Ausbau von Sonnenenergie.57 
Dass „Sparen“ von Vertretern der Regierung 
und der Opposition als mögliches Szenario ins 
Auge gefasst wurde, beschrieb schon eine 
„kleine Revolution“, so die Politikwissenschaft-
lerin Claudia Altenburg, die die Beratungen 
der Enquete analysiert hat. Alle Kommissions-
mitglieder hielten alle Szenarien für realisier  bar, 
wenn auch nicht für gleichermaßen wünsch-
bar. Die Enquete entwickelte, noch bevor die 
letzten AKWs 1989 ans Netz gingen, erstmals 
Ausstiegsszenarien.58 

Bekanntlich wurden einzelne AKWs verhindert, 
andere gebaut. Die Ursachen hierfür lagen 
oft auch in lokalen Gegebenheiten.59 Als Lothar 
Späth im Landtagswahlkampf 1984 erklärte, 
beim Bau des AKW in Wyhl „bestehe keine Eile“ 
mehr, beinhaltete das entlang der im Bundes-
tag diskutierten Szenarien keine Grundsatzent-
scheidung.60 Trotz der bundesweiten Aufmerk-
samkeit, den die Auseinandersetzungen um 
Wyhl, wie auch Brokdorf, Grohnde und später 
Wackersdorf und Gorleben erzielten, war Bonn 
Mitte der 1980er Jahre weit von einem „Atom-
konsens“ entfernt. Zwar konnten neue  Projekte 
kaum mehr durchgesetzt werden. Auch Wyhl 
wurde nicht mehr gebaut, obwohl das Bundes-
verwaltungsgericht im Dezember 1985 sämt-
liche Klagen abwies. Das Badenwerk hatte das 
Interesse an dem Projekt verloren, Späth 
scheute den Konflikt. Zugleich fehlte es in der 
„Bonner Republik“ an den politischen Vor-
aussetzungen für einen Ausstieg. Dieser wurde 
erst im vereinigten Deutschland der „Berliner 
Republik“ von Rot-Grün beschlossen und dann 
in einer Hauruck-Entscheidung, trotz vorüber-
gehender Laufzeit-Verlängerung 2010, nach 
Fukushima 2011 sogar auf 2022 vorgezogen. 
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„Bonn“ saß die Zweifel an der Atomkraft bis 
zum Ende aus. Als sich knappe fünf Jahre 
nach dem Beginn der Konflikte in Wyhl am  
14. Oktober 1979 etwa 150.000  Kernkraftgegner 
und Kernkraftgegnerinnen im Protest auf der 
Hofgartenwiese versammelten, da hatte die 
 Bewegung ihren Zenit überschritten. Es begann 
ein fluktuierender Demonstrationsprozess, 
der aufgrund der ausstehenden Entscheidung 
über ein Endlager auch in Zukunft nicht ab-
geschlossen sein dürfte. In Gorleben institutio-
nalisierte sich die Anti-AKW-Bewegung, aber 
über die Jahre, so Frank Uekötter in „Atomare 
Demokratie“ (2022), ebbte sie nach temporären 
Höhepunkten auch im Wendland immer wieder 
ab.61 Bekanntlich verlieren sowohl die Öffent-
lichkeit wie auch ein aktivistisches Spektrum 
nach einer Weile das Interesse an vermeint-
lichen „Schicksalsfragen“. Auch Tschernobyl 
brachte keine Wende, trotz des enormen 
Schocks, den die Havarie des sowjetischen 
Reaktors auslöste. Kanzler Kohl warnte vor 
„Bagatellisierung und Beschwichtigung“, aber 
wandte sich „ebenso entschieden gegen 
das Schüren von Katastrophenstimmung.“62 Als 
ab 1995 die Castoren rollten, wurde  Gorleben 
zum Stein des Anstoßes für den dann im Jahr 
2000 von der in zentralen Teilen „nieder-
sächsisch“ vorsozialisierten rot-grünen Bundes-
regierung durchgesetzten Atomausstieg.63 
Diesen Ausstieg hatte „Bonn“ vorbereitet, aber 
„Berlin“ beschlossen. 
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